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“Deeskalation als Gebot der Stunde” - so 

könnte man den ersten Teil des letzten Sonder-

gipfels der 27 europäischen Staats- und Regie-

rungschefs vor den Europawahlen zusammen-

fassen. Der Gipfel sollte ganz im Zeichen der 

Wirtschaftspolitik der EU stehen, doch der bei-

spiellose Angriff des Iran auf Israel in der 

Nacht zum 14. April war nicht nur ein Wende-

punkt in der Region, sondern veränderte auch 

die Choreographie des Gipfels; der Nahe Osten 

bestimmte die Tagesordnung. Die Diskussion 

um die Zukunft des europäischen Binnenmark-

tes auf der Grundlage des mit Spannung erwar-

teten Letta-Berichts rückte an zweiter Stelle. 

Der Gipfel verdeutlichte dennoch mehr denn je 

die Interdependenz von Außen- und Wirt-

schaftspolitik: Handlungsfähigkeit auf  

geopolitische Herausforderungen und außen-

politische Krisen setzt eine starke europäische 

Wirtschaft voraus. 

Hintergrund 

Der zweitätige EU-Sondergipfel unter der belgi-

schen Ratspräsidentschaft sollte zunächst im Zei-

chen des Binnenmarkts stehen. Bedingt durch 

den Wettbewerb mit anderen Märkten wie China 

und den USA, war der ehemalige italienische Pre-

mierminister und Präsident des Jacques-Delors-In-

stituts in Paris, Enrico Letta, im Juni 2023 von den 

EU-Staats- und Regierungschefs mit der Erarbei-

tung eines Berichts zum europäischen Binnen-

markt beauftragt worden. Neben Letta arbeitet 

Mario Draghi, ebenfalls ehemaliger italienischer 

Premierminister und Präsident der Europäischen 

 
1 Nadja Steffens und Leonie Schade haben bei der Erstellung des Dokuments mitgewirkt. 
2 Beide Autoren betonten, dass sie sich zwar ausgetauscht haben, aber die Berichte nicht aufeinander abgestimmt sein wer-

den. 
3 Siehe auch Verweise auf Wettbewerbsfähigkeit in der Rede zur Lage der Europäischen Union der Kommissionspräsidentin im 

September 2023 und die Antwerpener-Erklärung seitens der Industrie im Februar 2024. 
4 Politico: Time for a European single market ‘with teeth’ to take on China, India, leaders told (16. April 2024) 

Zentralbank, an einem Bericht zur Wettbewerbs-

fähigkeit, der nach den Europawahlen im Juni er-

scheinen soll.2 Der bei dem EU-Gipfel themati-

sierte Letta-Bericht reiht sich in den auf europäi-

scher Ebene vollziehenden Narrativ-Wechsel hin 

zu einem Fokus auf Wettbewerbsfähigkeit ein.3 

Die Aufmerksamkeit auf den Bericht wurde etap-

penweise - durch Interviews, gefolgt von einem 

Leak der 15-seitigen politischen Einleitung und der 

Veröffentlichung des knapp 150 Seiten starken 

Gesamtwerks unmittelbar vor Beginn des Gipfels 

– geschürt.4 

Die strategischen Beziehungen zur Türkei, die auf 

der ursprünglichen Gipfelagenda standen, wur-

den aufgrund aktueller dramatischer politischer 

Entwicklungen kurzfristig um die Tagesordnungs-

punkte Nahost und Ukraine ergänzt. Die jüngste 

Eskalation im Nahen Osten in Form eines nie da-

gewesenen direkten militärisches Angriffs des Iran 

auf Israel bestimmt aktuell die internationale Dis-

kussion und schürt die Angst vor einem regionalen 

Flächenbrand mit unkalkulierbaren internationa-

len Implikationen. Jegliche weitere Eskalation zwi-

schen Iran und Israel soll verhindert werden.  Vor 

diesem Hintergrund und der andauernden Krise 

in Gaza setzte der Europäische Rat das Thema er-

neut auf die Tagesordnung. Die G7 Gruppe, bei de-

ren Treffen die EU auch vertreten ist, hatte den An-

griff des Iran sogleich einstimmig verurteilt. Eine 

außerordentliche Videokonferenz der EU-Außen-

minister wurde dem Ratsgipfel vorgeschaltet, bei 

der bereits über Sanktionen gegen den Iran bera-

ten wurde; parallel zum Gipfel fand das G7-Außen-
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https://www.politico.eu/article/enrico-letta-report-says-time-for-european-single-market/
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ministertreffen auf Capri statt. Neben der Eskala-

tion in Nahost kommt hinzu, dass sich die Ukraine 

mit einer zunehmenden Knappheit militärischer 

Mittel und intensiver werdenden russischen An-

griffen konfrontiert sieht, wie bspw. durch Angriffe 

auf die Energieinfrastruktur. Die Lage in der Ukra-

ine wird auch im Mittelpunkt des kurzfristig einbe-

rufenen NATO-Ukraine Rates am 19. April stehen. 

Die Eskalation im Nahen Osten wird Thema beim 

EU-Außenministertreffen in Luxemburg am 22. 

April sein. 

Ergebnisse des Europäischen Rats 

Ukraine 

Der Ukraine-Teil der Schlussfolgerungen ist im 

Vergleich zu den jüngsten Ratstreffen kurzgehal-

ten.5 Im ersten Entwurf der Schlussfolgerungen 

wurde die Ukraine noch gar nicht erwähnt, was zu-

nächst ein Hinweis darauf war, wie sehr das 

Thema in den letzten Wochen von der Krise im Na-

hen Osten überschattet wurde. Angesichts der 

schwierigen Lage an der Front konnten einige Mit-

gliedstaaten die Lage in der Ukraine wieder auf die 

Agenda bringen. Die Diskussion, bei der der ukra-

inische Staatspräsident zugeschaltet war, war 

knapp, aber ernst: Selenskyj hat erneut mit großer 

Dringlichkeit um weitere militärische Hilfe gebe-

ten. Mit Verweis auf die Unterstützung Israels bei 

der Abwehr des iranischen Angriffs betonte er, 

dass “der ukrainische Himmel die gleiche Sicher-

heit verdiene“.6 Bei seiner Ankunft auf dem Gipfel-

treffen der EU-Staats- und Regierungschefs am 

Mittwochabend sagte Bundeskanzler Olaf Scholz 

vor der Presse, dass das Thema Luftverteidigung 

im Mittelpunkt der Gespräche über die Unterstüt-

zung für Kyjiw stehe. "Jeder muss einen Blick auf 

seine Bestände werfen, um zu sehen, ob er zusätz-

liche Luftabwehrsysteme, insbesondere Patriot-

Systeme, entbehren kann, denn diese werden 

dringend benötigt”.7 Vor dem Gipfel kündigte 

Deutschland bereits die Lieferung eines dritten 

Patriot-Flugabwehrsystems an die Ukraine sowie 

die neue Initiative „Immediate Action on Air De-

fence” an, um bei der NATO und anderen Partnern 

dafür zu werben, die Ukraine zu unterstützen.8 

Im Abschlussdokument bekräftigt der Europäi-

sche Rat, unter Hinweis auf seine Schlussfolgerun-

gen vom März 2024, „seine unverbrüchliche Un-

terstützung für die Ukraine und ihre Bevölkerung”. 

Zudem verurteilt der Rat die anhaltenden Luft- 

und Raketenangriffe Russlands aufs Schärfste, 

einschließlich der jüngsten verstärkten Angriffe 

 
5 Schlussfolgerungen des Europäischen Rats, auf die wir uns 

nachfolgend hauptsächlich beziehen: https://www.consi-

lium.europa.eu/media/rpqd32be/euco-conclusions-20240417-

18-de.pdf. 
6 Tagesschau: EU beschließt neue Iran Sanktionen (18.04.2024). 

auf den Energiesektor. Hier verspricht die EU wei-

tere Hilfe einschließlich Ausrüstung wie Stromge-

neratoren und Stromtransformatoren, bereitzu-

stellen und zu verstärken. Der Rat betont, dass 

„der Ukraine dringend Luftabwehrsysteme zur 

Verfügung gestellt werden müssen, und dass die 

Bereitstellung aller erforderlichen militärischen 

Unterstützung, einschließlich Artilleriemunition 

und Flugkörper, beschleunigt und intensiviert wer-

den muss”. Schließlich begrüßt der Rat “die Fort-

schritte bei den Vorschlägen, nach denen außer-

ordentliche Einnahmen aus Russland immobili-

sierten Vermögenswerten zugunsten der Ukraine 

umgelenkt werden sollen”, und fordert ihre rasche 

Annahme. 

Nahost 

In einer klaren Beistandserklärung für Israel ver-

urteilt der Europäische Rat den iranischen Angriff 

auf Israel „entschieden und unmissverständlich“. 

Der Iran und seine Stellvertreter werden aufgeru-

fen, alle “Angriffe einzustellen und fordert alle Par-

teien auf, äußerste Zurückhaltung zu üben”; “rest-

riktive Maßnahmen” seitens der EU werden ange-

kündigt. Das virtuelle EU-Außenministertreffen im 

Vorfeld des Gipfels erwog hierzu bspw., das euro-

päische Sanktionspaket zu erweitern; konkret er-

wähnt werden im Schlussbericht des Ratsgipfels 

Drohnen und Flugkörper.9 Alle Seiten werden zur 

Deeskalation der Lage aufgefordert. Unter Bezug-

nahme auf die Schlussfolgerungen vom Ratsgipfel 

im März wird die Zusammenarbeit mit Partnern 

zur Beendigung der Krise in Gaza und die Resolu-

tion 2728 des UN-Sicherheitsrates umzusetzen, 

bekräftigt. Wichtige Schritte hierfür seien eine so-

fortige Waffenruhe, die bedingungslose Freilas-

sung aller Geiseln sowie uneingeschränkter, 

schneller und ungehinderter Zugang zu humanitä-

rer Hilfe für die palästinensische Zivilbevölkerung. 

Die europäischen Staats- und Regierungschefs 

treten weiterhin für die Zweistaatenlösung als 

Friedensgrundlage ein.  

Im Kontext regionaler Spannungen richtet der Rat 

seinen Blick insbesondere auf den Libanon und 

bekräftigt die Unterstützung der EU für das Land 

und seine Bevölkerung. Die Umsetzung der UN-Si-

cherheitsratsresolution 1701 wird gefordert. Die 

EU setzt sich für die Stabilität des Libanons, die Im-

plementierung dringend benötigter Reformen 

und eine Stärkung der libanesischen Streitkräfte 

ein. Den schutzbedürftigsten Bevölkerungsgrup-

pen im Libanon soll Hilfe geleistet und gleichzeitig 

7 Politico: EU leaders’ mixed signals on the economy 

(18.04.2024). 
8 Auswärtiges Amt: Erklärungen des Auswärtigen Amts in der 

Regierungspressekonferenz (17.04.2024). 
9 Deutsche Welle: EU will Sanktionen gegen Iran ausweiten (16. 

April 2024). 

https://www.consilium.europa.eu/media/rpqd32be/euco-conclusions-20240417-18-de.pdf
https://www.consilium.europa.eu/media/rpqd32be/euco-conclusions-20240417-18-de.pdf
https://www.consilium.europa.eu/media/rpqd32be/euco-conclusions-20240417-18-de.pdf
https://www.tagesschau.de/ausland/europa/eu-gipfel-nahost-ukraine-100.html
https://www.politico.eu/newsletter/brussels-playbook/eu-leaders-mixed-signals-on-the-economy/
https://www.auswaertiges-amt.de/de/newsroom/regierungspressekonferenz/2653352
https://www.auswaertiges-amt.de/de/newsroom/regierungspressekonferenz/2653352
https://www.dw.com/de/eu-will-sanktionen-gegen-iran-ausweiten/a-68843523
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Menschenhandel und Schleuserkriminalität be-

kämpft werden. Der Schlussbericht bekräftigt dar-

über hinaus, dass “die vom UNHCR festgelegten 

Voraussetzungen für die freiwillige Rückkehr syri-

scher Flüchtlinge in Sicherheit und Würde geschaf-

fen werden müssen”. Zusätzlich ruft der Rat den 

Hohen Vertreter und die Kommission auf, die 

Wirksamkeit von EU-Maßnahmen für syrische 

Flüchtlinge zu verbessern, verbunden mit einem 

Appell an die Geberländer, diese aufrechtzuerhal-

ten oder zu erhöhen.  

Türkei 

Auf Basis eines gemeinsamen Berichts der Kom-

mission und des Hohen Vertreters Josep Borrell 

von November 2023, den der Rat bereits im Juni in 

Auftrag gegeben hatte, nahm der Rat in einer stra-

tegischen Aussprache den Stand der politischen, 

wirtschaftlichen und handelspolitischen EU-Türkei 

Beziehungen zur Kenntnis. In der Schlussfolge-

rung sendet der Rat ein positives Signal an die Tür-

kei, indem er unterstreicht, dass die EU ein „stra-

tegisches Interesse an einem stabilen und siche-

ren Umfeld im östlichen Mittelmeerraum und an 

der Entwicklung kooperativer Beziehungen” habe. 

Dieses positive Signal war insbesondere von 

Deutschland lange forciert worden.10 Allerdings 

verweist der Rat auch darauf, dass die Entwicklung 

der EU-Türkei Beziehungen entscheidend vom „ei-

genen konstruktiven Engagement der Türkei” ab-

hinge. In diesem Kontext betont der Rat zudem die 

Wiederaufnahme von Gesprächen zur Lösung der 

Zypernfrage verbunden mit weiteren Fortschrit-

ten in der EU-Türkei- Zusammenarbeit.  Der Rat 

engagiert sich uneingeschränkt für eine umfas-

sende Lösung der Zypernfrage im Rahmen der 

Vereinten Nationen. Über diese explizite Verbin-

dung der Zypernfrage mit den EU-Türkei Bezie-

hungen äußerte sich der griechische Premiermi-

nister im Nachgang zufrieden.11  

Europäischer Wettbewerbs-Deal und Binnen-

marktbericht 

Mit den Schlussfolgerungen ruft der Europäische 

Rat die nächsten Ratspräsidentschaften auf, einen 

„Europäischen Wettbewerbs-Deal“ zu erarbeiten 

und würdigt die Arbeit des Letta-Berichts.  Beides 

werde auch in die Erarbeitung der Strategischen 

 
10 Politico: EU leaders talk battle plan to counter US green sub-

sidies — as it happened (18. April 2024). 
11 Politico: EU leaders talk battle plan to counter US green sub-

sidies — as it happened (18. April 2024). 
12 EPRS: Outlook for the special European Council meeting on 

17-18 April 2024. 
13 Enrico Letta, Much more than a market – Speed, Security, Sol-

idarity. Empowering the Single Market to deliver a sustainable 

future and prosperity for all EU Citizens (April 2024). Der Bericht 

Agenda 2024-2029 unter der belgischen Ratsprä-

sidentschaft einfließen, welche während des Juni-

Ratsgipfels beschlossen werden soll.12 

Der mit großer Aufmerksamkeit erwartete Bericht 

zum Binnenmarkt von Enrico Letta13 basiert auf 

mehr als 400 Gesprächen in den Hauptstädten der 

EU. Der europäische Binnenmarkt beruhend auf 

dem Konzept der vier Freiheiten – freier Verkehr 

von Waren, Dienstleistungen, Menschen und Kapi-

tal – “habe nicht genug Biss”.14 Letta verweist da-

rauf, dass Großunternehmen den Binnenmarkt 

lieben, jedoch klein- und mittelständische Unter-

nehmen (KMUs) diesen Markt als sehr fragmen-

tiert wahrnehmen.15 Beispielhaft für die man-

gelnde Integration berichtete Letta ernüchtert 

über den mangelnden Ausbau von Hochgeschwin-

digkeitsbahnverbindungen zwischen den europäi-

schen Hauptstädten. Führende Wirtschafts- und 

Finanzverbände im politischen Brüssel bemän-

geln regelmäßig überbordende Berichterstat-

tungspflichten, unterschiedliche nationale Rechts-

umsetzung und den geringen Fortschritt bei der 

Kapitalmarktunion in den letzten Jahren. 

Lettas Diagnose, dass die EU aufgrund der Frag-

mentierung des Binnenmarkts Gefahr laufe, im 

Wettbewerb mit anderen Volkswirtschaften abge-

hängt zu werden, wird von vielen im Europäischen 

Rat geteilt. Eine Vertiefung des Binnenmarkts sei 

erforderlich, um Skaleneffekte und damit einher-

gehende Kostenreduktionen für die Wirtschaft zu 

erreichen. Nur so könne die europäische Industrie 

wettbewerbsfähig bleiben, die Transitionen der 

Digitalisierung und Klimaambitionen gelingen. Im 

Letta-Bericht stehen die Sektoren Energie, Tele-

kommunikation und die Kapitalmarktunion im Fo-

kus, für die eine sektorspezifische Roadmap 2029 

erarbeitet werden müsse. Im Energiebereich wirbt 

Letta für eine stärkere Integration des Binnen-

markts, um mehr Energie zu geringeren Kosten 

bereitzustellen. Bezüglich der Telekommunikati-

onsbranche greift Letta die Sichtweise der großen 

Telekommunikationsunternehmen auf, die mit 

Verweis auf die Nutzerzahlen in den USA und 

China eine Konsolidierung der europäischen Tele-

kommunikationsanbieter fordern.16 Diese Sicht-

weise wurde auf einer Veranstaltung von der am-

tierenden Wettbewerbskommissarin Margrethe 

Vestager mit Blick auf die potenzielle Marktmacht 

der Unternehmen kritisiert.17 Insbesondere die 

Kapitalmarktunion sei aus Sicht Lettas ein Game-

wurde maßgeblich von der Europäischen Kommission, der spa-

nischen und belgischen Ratspräsidentschaft unterstützt und ist 

dem jüngst verstorbenen Jacques Delors gewidmet. 
14 Politico: Time for a European single market ‘with teeth’ (16. 

April 2024). 
15 Consilium: Pressekonferenz von Charles Michel & Enrico Letta 

(17. April 2024). 
16 z.B. Deutsche Telekom CEO Tim Höttges im Podcast In Good 

Company (15. November 2023). 
17 Reuters: Vestager defends EU merger rules (18. April 2024). 

https://www.politico.eu/article/eu-leaders-summit-israel-iran-attack-ukraine-war-live-updates/
https://www.politico.eu/article/eu-leaders-summit-israel-iran-attack-ukraine-war-live-updates/
https://www.politico.eu/article/eu-leaders-summit-israel-iran-attack-ukraine-war-live-updates/
https://www.politico.eu/article/eu-leaders-summit-israel-iran-attack-ukraine-war-live-updates/
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/ATAG/2024/757820/EPRS_ATA(2024)757820_EN.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/ATAG/2024/757820/EPRS_ATA(2024)757820_EN.pdf
https://www.consilium.europa.eu/media/ny3j24sm/much-more-than-a-market-report-by-enrico-letta.pdf
https://www.consilium.europa.eu/media/ny3j24sm/much-more-than-a-market-report-by-enrico-letta.pdf
https://www.consilium.europa.eu/media/ny3j24sm/much-more-than-a-market-report-by-enrico-letta.pdf
https://www.politico.eu/article/enrico-letta-report-says-time-for-european-single-market/
https://video.consilium.europa.eu/event/en/27430
https://www.youtube.com/watch?v=d2GHM7D70RU
https://www.youtube.com/watch?v=d2GHM7D70RU
https://www.reuters.com/markets/europe/vestager-defends-eu-merger-rules-says-competition-creates-strong-companies-2024-04-18/
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Changer für die Finanzierung der Transitionen, 

ähnlich wie in den USA. Auch die kontroverse Idee 

von Defensebonds, der gemeinsamen Verschul-

dung zur Finanzierung der Verteidigungsfähigkeit, 

wird aufgegriffen. Ein zentrales Anliegen Lettas ist 

die Erweiterung der vier Binnenmarktfreiheiten 

um ein fünftes Element, „Innovation und For-

schung“. 

Angesichts der geopolitischen Rivalitäten zeigen 

sich die Staats- und Regierungschefs in der Ratser-

klärung entschlossen, zu handeln, um langfristig 

wettbewerbsfähig, prosperierend sowie führend 

zu bleiben und die strategische Souveränität zu 

stärken. Hierbei sieht sich der Rat im Wettbewerb 

mit internationalen Partnern und rivalisierenden 

Volkswirtschaften, womit u.a. die USA und China 

gemeint sein dürften; letztere ist in den letzten 

Jahren selbstbewusster geworden und setzt ver-

stärkt Subventionen ein. Im Hinblick auf den Be-

richt von Mario Draghi und auf Basis des Letta-Be-

richts formuliert der Europäische Rat eine Liste an 

Schwerpunkten, die einer Wunschliste gleichen: 

Vertiefung des Binnenmarkts, Fortschritte bei der 

Kapitalmarktunion, Förderung von Industrie, For-

schung & Innovation, kostengünstigere und nach-

haltigere Energie, nachhaltige Wirtschaft, Digita-

les, Soziales, Handel, bessere Regulierung, und ei-

nen wettbewerbsfähigen und nachhaltigen Land-

wirtschaftssektor. 

Den Äußerungen der Staats- und Regierungschefs 

sowie der Schlusserklärung nach zu urteilen, 

scheint es einen Konsens über den Begriff des 

Wettbewerbsfähigkeits-Deals zu geben.  Der lu-

xemburgische Premier Luc Frieden sprach sich 

bspw. für die Stärkung des Binnenmarktes als “Ba-

sis für Wettbewerbsfähigkeit” aus.18 Wie manch 

anderer auch, sieht er Potenzial für Fortschritte 

bei der Kapitalmarktunion, jedoch steht auch er 

exemplarisch dafür, dass für kleinere Mitglieds-

staaten eine europäische Zentralisierung der Auf-

sichtsbehörden zu Kosten der Kompetenzen der 

Mitgliedstaaten kein Konsens ist. Die finale Formu-

lierung hinsichtlich der Zentralisierung der Finanz-

marktaufsicht wurde u.a. aufgrund der luxembur-

gischen Haltung zu einem Prüfauftrag für die 

Kommission abgeschwächt. Bei anderen Aspekten 

der Kapitalmarktunion konnte man sich auf eine 

Harmonisierung des Insolvenzrechts und eine 

Wiedereröffnung des europäischen Verbriefungs-

markts einigen. Insbesondere bei der Frage der Fi-

nanzierungsmechanismen für die formulierte 

Wunschliste scheint ein Dissens zum Grad der In-

strumente zu bestehen. Es gibt unterschiedliche 

 
18 Consilium: Special European Council Arrivals 1 (17. April 

2024). 
19 Politico: NATO’s Stoltenberg asks allies to give air defense sys-

tems to Ukraine (17. April 2024). 

Auffassungen zu Schuldenfinanzierung, Verein-

heitlichung von Steuern, Eigenmitteln der EU und 

dem von Letta vorgeschlagenen europäischen 

Beihilfemechanismus. 

Kommentar 

Das Thema Wirtschaftspolitik wurde auf dem Gip-

fel der 27 Staats- und Regierungschefs von der 

Diskussion um die Frage, wie sich die EU im Wett-

bewerb mit den USA und China zukünftig besser 

behaupten kann, bestimmt. Gipfel und Letta-Be-

richt sind Ausdruck eines größeren Umschwungs 

der europäischen Prioritäten hin zum Wettbe-

werbsfähigkeits-Deal, an dessen Spitze der Bewe-

gung sich die Staats- und Regierungschefs gesetzt 

haben. Es bleibt abzuwarten, inwieweit der Letta-

Bericht von Entscheidungsträgern aufgegriffen 

und umgesetzt wird. So sehr einige Regierungs-

vertreter wie der belgische Premierminister De 

Croo die Diagnose des Berichts auch begrüßen, 

sind viele der im Bericht enthaltenen Vertiefungs-

ideen der europäischen Integration noch kein 

Konsens unter den Mitgliedsstaaten. Aufgrund 

der ausgiebigen Diskussionen zum Binnenmarkt, 

den Ideen zur Kapitalmarkunion und Finanzie-

rung, ist eine Fortsetzung dieser Debatten wahr-

scheinlich. Was die Ukraine betrifft, haben die 

Staats- und Regierungschefs ziemlich schnell eine 

Einigung erreicht und den vorverhandelten letzten 

Entwurf ohne Änderungen angenommen.  Wenn 

auch keine neuen Verpflichtungen zur Hilfe der 

Ukraine beschlossen wurden, so konnten Fort-

schritte in wichtigen Fragen erreicht werden. Ale-

xander De Croo, der belgische Premier, betonte, 

dass die Staats- und Regierungschefs die Dring-

lichkeit der Hilfen für die Ukraine, insbesondere 

im Bereich der Luftverteidigung, deutlich spüren. 

Die neue deutsche Luftverteidigungsinitiative fand 

positive Resonanz unter einigen Mitgliedstaaten. 

Der niederländische Ministerpräsident Mark Rutte 

erklärte kurz vor dem Gipfel, dass die Niederlande, 

Dänemark und die Tschechische Republik prüfen, 

in welcher Form sie die deutsche Initiative unter-

stützen können.19   Auch in der Frage der Einnah-

men aus Russlands immobilisierten Vermögens-

werten standen die EU-Mitgliedstaaten vor dem 

Gipfel kurz vor einer Einigung, dennoch gibt es of-

fene Fragen, die geklärt werden müssten,  bevor 

die EU die Gewinne bis Juni nutzen könne.20  In die-

sem Zusammenhang warnte die Präsidentin der 

Europäischen Zentralbank, Christine Lagarde, 

während einer Veranstaltung in Washington D.C. 

vor den potenziellen völkerrechtlichen Konse-

quenzen.21 Die explizite Forderung des Rates nach 

20 Euractiv: Use of seized Russian assets to fund Ukraine (16. 

April 2024). 
21 Financial Times: Christine Lagarde says US plan to raise debt 

against Russian assets carries legal risk (18. April 2024). 

https://video.consilium.europa.eu/event/en/27417
https://www.politico.eu/article/nato-secretary-general-jens-stoltenberg-asks-allies-give-air-defense-systems-ukraine-russia-attacks/
https://www.politico.eu/article/nato-secretary-general-jens-stoltenberg-asks-allies-give-air-defense-systems-ukraine-russia-attacks/
https://www.euractiv.com/section/europe-s-east/news/council-of-europe-unanimously-votes-to-use-seized-russian-assets-to-fund-ukraine-reconstruction-compensation/
https://www.ft.com/content/f4996537-329d-4946-821e-67d11f5928b7
https://www.ft.com/content/f4996537-329d-4946-821e-67d11f5928b7
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einer „raschen Annahme” der Vorschläge, zeigt 

auch hier eine größere Einstimmigkeit als zuvor. 

Die kurzfristige Aufnahme des Tagesordnungs-

punkts zu Nahost war der Dramatik der Ereignisse 

geschuldet, nämlich dem beispiellosen Akt des ira-

nischen Angriffs auf Israel und der Befürchtung ei-

ner regionalen Eskalationsspirale. Die Schlussfol-

gerungen waren vom Konsens aller geprägt, aber 

es wurden auch Nuancen in der Formulierung er-

sichtlich:  Die Aufforderung an ”alle Parteien”, äu-

ßerste Zurückhaltung zu üben, war ebenfalls ein 

Signal an Israel, nicht zu einem Gegenschlag aus-

holen. Damit zeigt der Rat, dass die Staats- und Re-

gierungschefs in Krisenzeiten auch rasche Eini-

gung erzielen können, nachdem die EU gerade im 

Nahostkonflikt in den vergangenen Monaten oft-

mals eher durch Uneinigkeit aufgefallen war.  Am 

Morgen nach Beendigung des Ratsgipfels berich-

ten die Medien über Explosionen im Iran nahe der 

Stadt Isfahan; dort befinden sich wichtige Einrich-

tungen der iranischen Rüstungsindustrie und das 

größte nukleare Forschungszentrum. Über eine 

Involvierung Israels kann zum Zeitpunkt der Rats-

berichterstattung nur spekuliert werden. 

Das positive Signal an die Türkei stellt einen Fort-

schritt in den EU-Türkei Beziehungen dar. Dieser 

Schritt lässt sich auch darauf zurückführen, dass 

die EU - wie im Bericht der Kommission und des 

Hohen Vertreters festgehalten - die Türkei in ei-

nem sich rasch wandelnden geopolitischen und si-

cherheitspolitischen Umfeld als wichtigen strategi-

schen Partner anerkennt. Dies bezieht sich insbe-

sondere auf das Interesse der EU zur Stabilisie-

rung des östlichen Mittelmeerraumes im Lichte 

des Krieges in der Ukraine und der Eskalation im 

Nahen Osten. 

Zusammenfassend kann festgehalten werden, 

dass auf diesem Rats-Gipfel Geschlossenheit zu 

den außenpolitischen Themen herrschte, jedoch 

über die Wirtschafsthemen heftiger debattiert 

wurde.  “Wettbewerbsfähigkeit” ist das neue Buzz-

word nicht nur dieses Gipfels, dabei standen die 

weiteren Schritte in Richtung Kapitalmarktunion 

im Vordergrund der Diskussion, umstritten waren 

insbesondere die Wege hin zu einer zentralisier-

ten Marktüberwachung. Besonderes Augenmerk 

richtet sich nun auf den Draghi-Bericht zur Wett-

bewerbsfähigkeit, der nach den Europawahlen im 

Juni und voraussichtlich vor Antritt der neuen Eu-

ropäischen Kommission einen größeren Einfluss 

auf die konkrete Ausarbeitung politischer Prioritä-

ten haben könnte. 
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